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Alexander Rathenau

Übungen im Zivilrecht, Universität Trier 

Lösung Fall 2:

A.
Anspruch des A gegen H aus §§ 280 I/III, 283

I. Schuldverhältnis:
Zwischen dem H und dem A ist während des Telefonats ein Tauschvertrag (§ 480) zustande gekommen. Damit entstand der Anspruch des A auf Übereignung eines vom H hergestellten Fahrrads.

II. Unmöglichkeit der synallagmatischen Hauptleistungspflicht:

Die Übereignung des Fahrrads als Hauptleistungspflicht könnte dem H unmöglich geworden sein.

P: Gattungsschuld? (§ 243 I)

H hat sich verpflichtet, ein Fahrrad zu übereignen, welches sich durch bestimmte Merkmale auszeichnet. 

Daher: Gattungsschuld (+)

Ob die Leistungspflicht in solchen Fällen dadurch erlischt, dass Teile der Gattung untergehen, bestimmt sich danach, ob der S das „seinerseits Erforderliche“ getan hat (§ 243 II).

Ob das der Fall ist, richtet sich nach der getroffenen Vereinbarung. Es kommt darauf an, ob der Schuldner verpflichtet sein sollte, die Sache dem Gläubiger zu bringen, an ihn abzuschicken oder nur zum Abholen bereitzustellen. Der Schuldner hat bei der Holschuld das zur Leistung seinerseits Erforderliche getan, wenn er die Sache ausgesondert und für den Gläubiger bereitgestellt hat; bei der Bringschuld, wenn er die Sache am Wohnsitz des Gläubigers tatsächlich angeboten hat; bei der Schickschuld, wenn er die Sache durch Übergabe an die Transportperson abgesendet hat. Sofern keine vertragliche Vereinbarung besteht, liegt eine Holschuld vor (§ 269). § 243 II bewirkt eine Konkretisierung, d.h. wenn der Schuldner das zur Leistung einer Gattungssache seinerseits Erforderliche getan hat, beschränkt sich seine Verpflichtung auf die Sache, die er ausgesondert, angeboten oder abgeschickt hat.

Hier: Bringschuld des H liegt vor. H hat nicht das seinerseits Erforderliche getan, es liegt also keine Konkretisierung vor.

III. Ergebnis:

Unmöglichkeit liegt nicht vor. H ist weiterhin verpflichtet zu leisten.

B.
Anspruch des A gegen H aus §§ 280 I/III, 281

I.
Schuldverhältnis (§ 281 I 1) 
(+), s.o.

II.
„Fälliger“ Anspruch (§ 281 I 1)
(
Wortlaut ist zu eng gefasst, der Anspruch muss nicht nur fällig sein, sondern generell einredefrei, also „durchsetzbar“

(
(+)

III.
Nichtleistung
IV.
Fristsetzung mit Ablehnungsandrohung
(
hier (-)

(
Entbehrlichkeit nach § 281 II: ernsthafte und endgültige Erfüllungsverweigerung
(+)

=>
§§ 280 I/III, 281 (+)

V.
Vertretenmüssen
(+)

VI .
Rechtsfolgen 



(
Primäranspruch bleibt bestehen bis eindeutig SE verlangt ist (§ 281 IV)

(
Also wenn A Schadensersatz verlangt: Schadensersatz statt der Leistung (positives Interesse zu ersetzen, hier 200 Euro)

C.
Anspruch des A gegen H aus §§ 280 I/III, 281, 284

I. 
Voraussetzungen:

Entsprechen denen des Schadensersatzanspruchs statt der Leistung, also hier (+)

II. 
Rechtsfolgen:

· Vergebliche Aufwendungen sind zu ersetzen. Hier: 30 Euro.

· Jedoch schließen sich §§ 280 I/III, 281 und § 284 gegenseitig aus. Der obige Anspruch ist der Rechtsfolge nach für A günstiger.

